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Vorwort 

In der zivil- und strafrechtlichen Dogmatik hat sich mittlerweile weithin die 
Erkenntnis durchgesetzt, daß Vorsatz und in besonderem Maße Fahrlässigkeit 
als Zurechnungsmodi im Sinne einer verschuldensabhängigen Verantwortlich-
keit ihrem Inhalt nach weniger von semantischen oder formalen Kriterien 
beeinflußt werden dürfen, sondern sich auszurichten haben nach "der Ord-
nungsaufgabe und der Funktion der Rechtsfolgenorm" (Erwin Deutsch). Diese 
Erkenntnis auch für den Bereich des öffentlichen Rechts - hier am Beispiel des 
Steuerrechts - fruchtbar zu machen, ist das Ziel dieser Untersuchung über das 
"Verschulden im Steuerrecht". 

Die Arbeit wurde Ende September 1986 abgeschlossen und im Winterseme-
ster 1986/87 von der Juristischen Fakultät der Universität Augsburg als 
Dissertation angenommen. Sie wurde betreut von Herrn Prof. Dr. Wolfgang 
Jakob, dem ich für weiterführende Anregungen und hilfreiche Hinweise danke. 
Ferner gilt mein Dank Herrn Prof. Dr. Gunnar Folke Schuppert, der mir als 
Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl während des Entstehens der Arbeit den nötigen 
Freiraum und jegliche Unterstützung angedeihen ließ, meinem Kollegen Herrn 
Akad. Rat Roland Jüptner für vielerlei konstruktive Kritik sowie anregende 
Gespräche und nicht zuletzt Frau Ursula Derakhchan für sorgfaltigste Betreu-
ung des Manuskripts. 

Werner Barwitz 
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Einführung 

Während sich im Zivil- und Strafrecht Zurechnungsfragen fahrlässiger oder 
vorsätzlicher Tatbestandsverwirklichung bzw. Tatbegehung eingehender und 
nachhaltiger Diskussion erfreuen, führen sie im Steuerrecht bislang ein Schat-
tendasein, das allenfalls blitzlichtartig und zumeist kasuistisch im Bereich 
einiger weniger Normen l beleuchtet worden ist. In Anbetracht der Tatsache, 
daß Verschuldensprobleme an durchaus exponierten und für die Rechtspraxis 
bedeutsamen Stellen2 des Steuerrechts auftreten, muß dies als Mangel empfun-
den werden. 

Diese Arbeit soll ein Versuch sein, das Defizit an Grundsätzlichem hinsicht-
lich Funktion und Inhalt des Verschuldens im Steuerrecht zu vermindern. 

Nach einer Auflistung der zu untersuchenden Steuerrechtsnormen (Erster 
Teil) und einer Tour d'horizon über die Zurechnungssysteme des Zivil- und 
Strafrechts (Zweiter Teil) folgt im dritten Teil eine nach den Teilmaterien des 
materiellen Steuerrechts - beschränkt auf den Bereich des Einkommensteuer-
gesetzes und den steuerschuldrechtlichen Teil der Abgabenordnung -, Verwalt-
ungsverfahrensrechts und des finanzgerichtlichen Verfahrensrechts differenzie-
rende teleologische Betrachtung der Verschuldensprobleme, wobei den Rechts-
fragen der Fahrlässigkeit, insbes. der zu beachtenden Sorgfalt, besondere 
Aufmerksamkeit gilt. Ein vierter Teil ist der Verprobung der gewonnenen 
Erkenntnisse anhand der einzelnen Normsituationen gewidmet. 

Nicht behandelt werden Rechtsprobleme schuldhaften Verhaltens im Sinne 
der steuerstraf- und bußgeldrechtlichen Vorschriften des achten Teils der 
Abgabenordnung, da diese Bestimmungen kraft der Verweisung in § 369 Abs. 2 
AO auf das Vorliegen strafrechtlicher Schuld abstellen. 

1 Etwa bei §§ 4 Abs. 4,9 Abs. 1 Satz 1 EStG - schuldhaft verursachte Aufwendungen 
als Betriebsausgaben/Werbungskosten - oder §§ 110, 173 AO. 

2 Hier sei nur auf die steuerlichen Haftungstatbestände und die "Zwangsläufigkeit" 
außergewöhnlicher Belastungen hingewiesen. 



Erster Teil 

Überblick über die zur Untersuchung gelangenden 
Normen des Steuerrechts, bei deren Anwendung 

Verschuldensfragen Bedeutung erlangen 

A. Bestimmungen aus dem Bereich des materiellen Steuerrechts: 

Hierbei sollen nicht umfassend Verschuldensfragen sämtlicher Einzelsteuer-
gesetze dargestellt werden - dies würde den Ertrag dieser Untersuchung auch 
nicht erheblich vermehren -, sonderp. unter Beschränkung auf die materiell-
rechtlichen Regelungen des Einkommensteuergesetzes und der Abgabenord-
nung die Frage nach dem Inhalt steuerrechtlichen Verschuldens gestellt werden. 

I. Einkommensteuerrechtliche Normen: 

Fraglich ist hier die Abzugsfahigkeit schuldhaft herbeigeführter Aufwendun-
gen als Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4 EStG) bzw. Werbungskosten (§ 9 Abs. 1 
Satz 1 EStG). 

Ähnlich stellt sich die Frage, ob durch schuldhaftes Verhalten entstandene 
Aufwendungen eines Steuerpflichtigen zwangsläufig im Sinne des § 33 Abs. 1,2 
Satz 1 EStG und damit als außergewöhnliche Belastungen abzugsfahig sein 
können. 

Im Rahmen der Ermessensentscheidung über die Inanspruchnahme des 
Arbeitgebers zur Haftung im Lohnsteuerabzugsverfahren nach § 42 d EStG hat 
die Frage, ob der Arbeitgeber die Lohnsteuer schuldhaft nicht oder zu niedrig 
einbehalten hat, erhebliche Bedeutung. 

11. Bestimmungen der Abgabenordnung über das Steuerschuldrecht: 

§ 69 Satz 2 AO statuiert die steuerliche Haftung von Vertretern, soweit 
Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis in folge "vorsätzlicher oder grob 
fahrlässiger Verletzung der ihnen auferlegten Pflichten" nicht oder nicht 
rechtzeitig festgesetzt oder erfüllt werden. 

Eine Haftung bei Verletzung der Pflicht zur Kontenwahrheit in vorsätzlicher 
oder grob fahrlässiger Weise ordnet § 72 AO an. 



c. Bestimmungen des finanzgerichtlichen Verfahrensrechts 15 

B. Steuerverfahrensrechtliche Normen der Abgabenordnung: 

I. Nach § 110 AO hindert Verschulden bei der Einhaltung einer gesetzlichen 
Frist die Gewährung von Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

11. Im Rahmen der Änderung von Verwaltungsakten sieht das Gesetz in zwei 
Fällen Rechtsnachteile bei Verschulden des Steuerpflichtigen vor: 

§ 130 Abs. 2 Nr. 4 AO erlaubt die Rücknahme rechtswidriger begünstigen-
der Verwaltungsakte u.a. dann, wenn die Rechtswidrigkeit (scilicet des 
Verwaltungsaktes) dem Begünstigten infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
bekannt war. 
Nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 AO hindert "grobes Verschulden" des 
Steuerpflichtigen am nachträglichen Bekanntwerden von Tatsachen und 
Beweismitteln, die zu einer niedrigeren Steuer führen, eine Aufhebung oder 
Änderung des Steuerbescheids zugunsten des Steuerpflichtigen. 

IH. Von der Festsetzung eines Verspätungszuschlags ist nach § 152 Abs. 1 
Satz 2 AO abzusehen, wenn die Versäumnis (bei der Abgabe einer 
Steuererklärung) entschuldbar erscheint. 

IV. § 169 Abs.2 Satz 2 AO ordnet an, daß die Festsetzungsfrist im Falle 
leichtfertiger Steuerverkürzung fünf Jahre, bei (vorsätzlicher) Steuerhinter-
ziehung zehn Jahre beträgt. Da diese Vorschrift, was das Verschulden 
angeht, tatbestandlich Schuld i.S. der steuerstraf- und bußgeldrechtlichen 
Nonnen der §§ 369 ff. AO voraussetzt, wird sie im Rahmen dieser U ntersu-
chung nicht behandelt. 

V. Bleibt der Vollstreckungs schuldner ohne ausreichende Entschuldigung dem 
Tennin zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung fern, so läßt § 284 
Abs. 7 Satz 1 AO ein Ersuchen zum Amtsgericht um Anordnung der 
Erzwingungshaft zu. 

VI. Rechtsfragen im Zusammenhang mit Verschulden i.S. der §§ 369 ff. AO 
bleiben als strafrechtliche Materie bei dieser Untersuchung außer Betracht. 

C. Bestimmungen des finanzgerichtlichen Verfahrensrechts: 

I. Nach § 30 Abs. 1 Satz 1 FGO kann gegen einen ehrenamtlichen Richter, 
der sich ohne genügende Entschuldigung zu einer Sitzung nicht rechtzeitig 
einfindet, ein Ordnungsgeld festgesetzt werden. 

, H. § 56 Abs. 1 FGO, der § 110 Abs. 1 Satz 1 AO in seinem Regelungsinhalt 
entspricht, schließt für den Bereich des gerichtlichen Verfahrens die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei schuldhafter Versäumung der 
Frist aus. 

III. § 80 Abs. 1 Satz 3 FGO regelt, daß bei schuldhaftem Ausbleiben eines 
Beteiligten von der mündlichen Verhandlung trotz Anordnung des persön-
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